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39 Rechts verordnung 


zur Abänderung der Verordnung über die Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Berufsvertretung der 
Danziger Bauernſchaft vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313). 
Vom 3. März 1937. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 25 und 71 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


. Artikel I 


Die der Verordnung vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313) als Anlage beigefügte Verfaſſung der 
Danziger Bauernkammer vom 14. Juli 1933, abgeändert durch die Verordnungen vom 19. Januar 
1935 (G. Bl. S. 217), 9. April 1935 (G. Bl. S. 496), vom 13. September 1935 (G. Bl. S. 998), 
vom 14. Juli 1936 (G. Bl. S. 285) und vom 28. Oktober 1936 (G. Bl. S. 438) wird wie folgt 
geändert: 

1. $ 26 erhält folgenden Abſ. 3: 

Mit dem Zeitpunkt des Ausſchluſſes aus der Bauernkammer erliſcht auch die Mitglied⸗ 
ſchaft in Einrichtungen und Organiſationen, die der Bauernkammer angeſchloſſen ſind. Außer⸗ 
dem zieht der Ausſchluß den dauernden Verluſt des Rechtes zur Ausbildung von Lehrlingen 
nach ſich. 

2. § 33 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

Der Landesbauernführer wird ermächtigt, alle mit der Feſtſetzung und Einziehung der 
Beiträge zuſammenhängenden Fragen durch eine von ihm zu erlaſſende Beitragsordnung zu 
regeln. Er kann hierbei gegen Mitglieder, die den ihnen durch die Beitragsordnung auf⸗ 
erlegten Pflichten vorſätzlich oder fährläſſig zuwiderhandeln, Ordnungsſtrafen bis zur Höhe 
von 500, — G feſtſetzen. 

3. $ 33 erhält folgenden Abſatz 5: 

Das Gleiche gilt für die Beiträge der Angeſtellten für die Landangeſtelltengruppe und 
die Danziger Bauernkammer. 

4. In der Anlage zur Verfaſſung der Danziger Bauernkammer betreffend die Einteilung der Bezirke 
gemäß $ 12 der Verfaſſung der Danziger Bauernkammer werden folgende Anderungen vorge— 
nommen: 

Zum Bezirk XIII gehören fortan folgende Ortſchaften: 
Schmerblock, Käſemark, Gemlitz, Gr. Zünder, Letzkau, Langfelde, Trutenau mit Trute⸗ 
nauer Herrenland und Grebinerwald, Herzberg und Woſſitz. 

Zum Bezirk XV gehören fortan folgende Ortſchaften: 
Bohnſack, Bohnſackerweide, Schnakenburg, Schiewenhorſt, Wordel einſchl. Kronenhof, 
Einlage, Oſtl. Neufähr. 

Zum Bezirk XVII gehören fortan folgende Ortſchaften: 
Junkeracker, einſchl. Hegewald, Steegen, Stutthof, Bodenwinkel, Vogelſang. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 3. 1987.) 
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Zum Bezirk XVIII gehören fortan folgende Ortſchaften: 


Fiſcherbabke, Glabitſch, Poppau, Junkertroyl, Steegnerwerder, Zieſewald, Groſchkenkampe 
einſchl. Neukrügerskampe, Haus⸗ und Laſchkenkampe. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. März 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
E. Greiſer Rettelsky 
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zur Abänderung einiger Beſtimmungen des richterlichen Diſziplinarrechtes. 
Vom 18. Februar 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 21, 22 und 10 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 

In dem Geſetz betr. die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand vom 7. Mai 1851 (G. Bl. S. 218) in der für Danzig 
geltenden Faſſung erhält $ 63 folgende Faſſung: 

Gegen den Beſchluß der Diſziplinarkammer findet innerhalb von 2 Wochen nach Zuſtellung 
des Beſchluſſes die Beſchwerde an den Diſziplinarhof ſtatt. 

Der Beſchluß des Diſziplinarhofes iſt einem Rechtsmittel nicht unterworfen. 

Die rechtskräftigen Beſchlüſſe der Diſziplinarbehörden werden dem Senat überſandt, der, wenn 
der Beſchluß dahin lautet, daß der Fall der Verſetzung in den Ruheſtand vorliege, das Weitere 
zu veranlaſſen hat. 

Artikel II 

Das Geſetz betreffend die Abänderung von Vorſchriften des Diſziplinarrechts vom 6. Juli 1923 
(G. Bl. S. 763) wird wie folgt geändert: 

In Artikel II § 4 Abſatz 3 erhält der letzte Satz unter Streichung des Punktes folgenden 
Zuſatz: 


„und bei deren Behinderung das jeweils dem richterlichen Dienſtalter nach dienſtälteſte 
Mitglied des Diſziplinarhofes.“ 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Februar 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
II J 17 — J. 357 Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


41 Verordnung 
betr. Anderung des Steuergrundgeſetzes und anderer Steuergeſetze. 
Vom 5. März 1937. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 50, 51, 53, 56 und 57 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver: 
ordnet: 

Abſchnitt ! 
Anderung des Steuergrundgeſetzes 

Das Steuergrundgeſetz vom 22. 7. 1931 (G. Bl. S. 497) in der zurzeit geltenden Faſſung wird 
wie folgt geändert: 


1. In der Überſchrift vor 8 1 werden die Worte „Anwendungsgebiet des Steuergrundgeſetzes“ er— 
ſetzt durch das Wort „Grundbegriff“. 
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2. Die 88 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 


„8 1 

(1) Steuern ſind einmalige oder laufende Geldleiſtungen, die nicht eine Gegenleiſtung für 
eine beſondere Leiſtung darſtellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinweſen zur Erzielung 
von Einkünften allen auferlegt werden, bei denen der Tatbeſtand zutrifft, an den das Geſetz die 
Leiſtungspflicht knüpft. Zölle gelten als Steuern und in Fällen, in denen zwiſchen den Steuer⸗ 
arten unterſchieden wird, als Verbrauchsſteuern im Sinne dieſes Geſetzes. Nicht unter den Begriff 
der Steuern fallen Gebühren für beſondere Inanſpruchnahme der Verwaltung und Beiträge 
(Verzugslaſten). 

(2) Staatsſteuern find die Steuern, die ganz oder zum Teil zugunſten des Staates erhoben 
werden. 

(3) Grundſtücksabgaben find die Grundvermögenſteuer, die Wohnungsbauabgabe, die Kanal⸗ 
und Müllabfuhrgebühren ſowie die Straßenreinigungsbeiträge. 


8 2 
(1) Geſetz im Sinne des Steuergrundgeſetzes iſt jede Rechtsnorm. 
(2) Steuergeſetze im Sinne des Steuergrundgeſetzes ſind 
das Steuergrundgeſetz und das Steueranpaſſungsgeſetz; 
das Bewertungsgeſetz; 
die ſteuerlichen Vorſchriften über den Finanzausgleich; 
die Geſetze, die die einzelnen Steuern, für deren Verwaltung das Steuergrundgeſetz gilt, 
regeln oder ſichern.“ 
3. In der Überſchrift vor § 3 werden die Worte „Steuerrechtliche Grundſätze“ erſetzt durch die Worte 
„Anwendungsgebiet des Steuergrundgeſetzes“. 
4. Die bisherigen 88 3 und 4 werden erſetzt durch die folgenden neuen §8 3 bis 4b: 


„8 3 


DD 


(1) Das Steuergrundgeſetz gilt 

1, für die Staatsſteuern. Für Zölle gilt das Steuergrundgeſetz jedoch nur, ſoweit es mit den 
beſonderen Vorſchriften über das Zollweſen nicht in Widerſpruch ſteht. Auch im übrigen gilt 
das Steuergrundgeſetz nur, ſoweit nicht in den einzelnen Steuergeſetzen Abweichungen vorge⸗ 
ſchrieben ſind. Die für das Landesſteueramt und die Steuerämter nach dieſem Geſetze gel⸗ 
tenden Vorſchriften finden auf das Landeszollamt und die ihm unterſtellten Amter Anwen⸗ 
dung, ſoweit dies nicht den beſonderen Rechtsvorſchriften über das Zollweſen widerſpricht; 

2. für die Steuern und Grundſtücksabgaben der Stadtgemeinde Danzig; 

3. für ſonſtige Steuern und öffentlich-rechtliche Abgaben, ſoweit in den für ſie maßgebenden 
Vorſchriften das Steuergrundgeſetz ausdrücklich als anwendbar erklärt wird. 
(2) Die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über das Strafverfahren gelten auch für das 

Vergehen des Bannbruchs im Sinne des Vereinszollgeſetzes. 


8 4 
Für andere als die in $ 3 bezeichneten Steuern und öffentlich-rechtlichen Abgaben gelten die 
Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die Erhebung und Beitreibung ($S$ 98, 99, 99a, 
305 bis 352, 360 und die dazu ergangenen Durchführungsbeſtimmungen) inſoweit, als die Steuern 
durch die Steuerämter erhoben oder beigetrieben werden. 


$ 4a 

(1) Die im $ 1 Abſ. 1 enthaltene Begriffsbeſtimmung, ſowie die Vorſchriften über das 
Steuergeheimnis ($ 13 und $ 382) und die Erſatzpflicht ($ 14) gelten für alle Abgaben des 
Staates, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen 
Rechts. 

(2) Die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über das gerichtliche Verfahren in Steuer⸗ 
ſtrafſachen (SS 431—437, 439, 440, 442 — 476) gelten, ſoweit fie nach $ 3 nicht unmittelbare 
Anwendung finden, ſinngemäß für alle öffentlich-rechtlichen Abgaben. 


$ 4b 


Vorſchriften, aus denen ſich ein weiterreichendes Anwendungsgebiet des Steuergrundgeſetzes 
ergibt, bleibt unberührt.“ 
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5. Im $ 13 erhalten die Abſätze 2 und 3 folgende Faſſung: 
„(2) Einer Verletzung des Steuergeheimniſſes macht ſich ſchuldig, 

1. wer Verhältniſſe eines Steuerpflichtigen, die ihm als Amtsträger oder amtlich zugezogenem 
Sachverſtändigen im Beſteuerungsverfahren, im Steuerſtrafverfahren oder auf Grund einer 
Mitteilung einer Steuerbehörde in einem anderen Verfahren bekannt geworden ſind, unbefugt 
offenbart; 

2. wer den Inhalt von Verhandlungen in Steuerſachen, in denen er als Amtsträger oder als 
amtlich zugezogener Sachverſtändiger beteiligt war, unbefugt offenbart; 

3. wer ein Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimnis, das ihm als Amtsträger oder als amtlich zu— 
gezogenem Sachverſtändigen im Beſteuerungsverfahren oder im Strafverfahren anvertraut 
oder zugänglich geworden iſt, unbefugt verwertet. 

(3) Amtsträger iſt ein Beamter oder wer ohne Beamter zu fein, dazu beſtellt ift, obrigkeit⸗ 
liche Aufgaben wahrzunehmen. Für Träger von Amtern von Religionsgeſellſchaften des öffent- 
lichen Rechts gelten die Vorſchriften, die für Amtsträger getroffen ſind, entſprechend. 

6. Im $ 14 werden im Satz 2 hinter den Worten „durch Gebrauch eines Rechtsmittels“ eingefügt 
die Worte „oder durch Anrufung der Aufſichtsbehörde“. 

7. In der Überſchrift vor $ 41 wird das Wort „Beamten“, im § 42 wird das Wort „Beamter“ 
durch das Wort „Amtsträger“ erſetzt. 

8. Im $ 76 wird hinter Abſatz 1 der folgende neue Abſatz 2 eingefügt: 

„(2) Bei Steuerpflichtigen, die der Betriebsprüfung (8 158 Abſ. 9 und 10 und § 187) 
unterliegen, kann das Steueramt, auch wenn die Vorausſetzungen des Abſ. 1 nicht gegeben ſind, 
die Steuer vorläufig feſtſetzen. Dabei ſoll angegeben werden, daß der vorläufige Steuerbeſcheid 
auf dieſer Vorſchrift beruht. Eine weitere Begründung dafür, daß ein vorläufiger Beſcheid er- 
laſſen wird, iſt nicht erforderlich.“ 


9. Die 88 90 und 91 erhalten folgende Faſſung: 
„8 90 


Iſt eine Rechtsperſon leine juriſtiſche Perſon) dem Willen eines anderen Unternehmens (dem 
Willen eines Unternehmers) derart untergeordnet, daß ſie keinen eigenen Willen hat, ſo haftet ſie 
für diejenigen Steuern des beherrſchenden Unternehmens (Unternehmers), bei denen ſich die 
Steuerpflicht auf den Betrieb des Unternehmens gründet. 

„8 91 

(1) Gehören Gegenſtände, die einem gewerblichen Unternehmen dienen, nicht dem Unter- 
nehmer, ſondern einem ſeiner Angehörigen oder einer an dem Unternehmen weſentlich beteiligten 
Perſon, ſo haftet der Eigentümer der Gegenſtände mit dieſen für diejenigen Steuern des Unter: 
nehmers, bei denen die Steuerpflicht ſich auf den Betrieb des Unternehmens gründet. 

(2) Eine Perſon iſt an einem Unternehmen weſentlich beteiligt, wenn ſie und ihre Angehörigen 
zuſammen zu mehr als Y beteiligt ſind. Beiteiligung durch Vermittlung eines Treuhänders oder 
einer Geſellſchaft ſteht einer unmittelbaren Beteiligung gleich.“ 

10. Hinter $ 96 wird folgender § 96a eingefügt: 
„Ss 96 a g 

(1) Die Grundſtücksabgaben ruhen als öffentliche Laſt auf dem Grundſtück. 

(2) Bei den Grundſtücksabgaben kann die dingliche Haftung gegen den jeweiligen Eigentümer 
des Grundbeſitzes geltend gemacht werden. Das gilt auch dann, wenn der Eigentümer des Grund- 
beſitzes nicht perſönlicher Schuldner der Abgabe iſt.“ 

11. Im 8 129 wird 
a) im Abſatz 1 der 2. Satz geſtrichen; 
b) folgender Abſatz 2 eingefügt: 
„(2) Das gleiche gilt 
1. wenn eine Steuer für Rechnung eines Steuerpflichtigen ohne Mitwirkung des Steuer⸗ 
pflichtigen oder ſeines Vertreters zu Unrecht entrichtet worden; 

2. wenn eine nicht feſtgeſetzte Verkehrsſteuer zu Unrecht entrichtet worden . 

c) erhält der bisherige Abſatz 2 die Bezeichnung Abſ. 3 und es wird darin das Wort „dritten“ 
geſtrichen. 


12. 


13. 


14. 
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Hinter $ 161d wird folgender § 161 e eingefügt: 


„§ 161 e 

(1) Wenn ein Steuerpflichtiger nachträglich, aber vor dem Ablauf der Steuerverjährungs⸗ 
friſt, erkennt, daß eine Steuererklärung oder eine andere Erklärung, die er einer Steuerbehörde 
abgegeben hat, unrichtig oder unvollſtändig iſt, und daß die Unrichtigkeit oder Unvollſtändig⸗ 
keit zu einer Verkürzung von Steuereinnahmen führen kann, ſo iſt er (ohne daß es einer beſonderen 
Aufforderung bedarf) verpflichtet, dies unverzüglich der zuſtändigen Steuerbehörde anzuzeigen. 

(2) Wer Erzeugniſſe oder Waren, für die eine Steuervergünſtigung unter einer Bedingung 
gewährt worden iſt, in einer Weiſe verwenden will, die der Bedingung nicht entſpricht, hat dies 
vorher dem Steueramt (gegebenenfalls der zuſtändigen Hilfsſtelle) anzuzeigen. 

(3) Sind bei einem Gegenſtand, der ganz oder teilweiſe von der Grundvermögenſteuer befreit 
war, die Vorausſetzungen der Steuerbefreiung für den ganzen Gegenſtand oder für einen Teil des 
Gegenſtandes weggefallen, ſo hat der Steuerpflichtige dies dem Steueramt anzuzeigen. Die An⸗ 
zeige iſt binnen 3 Monaten ſeit dem Wegfall der Vorausſetzungen zu erſtatten.“ 


Hinter dem § 181 wird folgender § 181 a eingefügt: 


„§ 181 a 

(1) Wer ſich geſchäftsmäßig mit der Verwahrung oder Verwaltung fremden Vermögens 
befaßt, hat diejenigen in ſeinem Gewahrſam befindlichen Vermögensſtücke und diejenigen gegen ihn 
gerichteten Forderungen, die beim Tod eines Erblaſſers zu deſſen Vermögen gehörten oder über 
die dem Erblaſſer zur Zeit ſeines Toodes die Verfügungsmacht zuſtand, dem Steueramt antzu⸗ 
zeigen. 

Die Anzeige iſt zu erſtatten: 

1. in der Regel: 
innerhalb eines Monats, ſeitdem der Todesfall dem Verwahrer oder Verwalter bekannt 
geworden iſt; 

2. wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes Angehöriger eines ausländiſchen Staates war und 
nach einer Vereinbarung mit dieſem Staat der Nachlaß einem konſulariſchen Vertreter aus⸗ 
zuantworten iſt: 

ſpäteſtens bei der Ausantwortung des Nachlaſſes. 

(2) Wer auf den Namen lautende Aktien oder Schuldverſchreibungen ausgegeben hat, hat dem 
Steueramt von dem Antrag, ſolche Wertpapiere eines Verſtorbenen auf den Namen anderer umzu— 
ſchreiben, vor der Umſchreibung Anzeige zu erſtatten. 

(3) Verſicherungsunternehmungen haben, bevor ſie Verſicherungsſummen oder Leibrenten 
einem anderen als dem Verſicherungsnehmer auszahlen oder zur Verfügung ſtellen, hiervon dem 
Steueramt Anzeige zu erſtatten. 

(4) Die Anzeigen ſind an das für die Verwaltung der Erbſchaftſteuer zuſtändige Steueramt 
zu richten. 8 173 Abſ. 1 Ziff. 4 bleibt unberührt.“ 


Im 8 183 Satz 1 werden die Worte „und Beamte“ erſetzt durch die Worte „Beamten und No— 
tare“. 


15. Die bisherigen §88 183 à und b werden erſetzt durch die folgenden neuen $$ 183 a bis d: 


„S 183 a 


(1) Die Behörden, Beamten und Notare haben dem Steueramt Anzeige zu erſtatten über 
diejenigen Beurkundungen, Zeugniſſe und Anordnungen, die für die Feſtſetzung einer Erbſchaftſteuer 
von Bedeutung ſein können. 

(2) Insbeſondere haben anzuzeigen: 
1. die Standesämter: 
die Sterbefälle; 
2. die Gerichte: 
die Erbſcheine, die Zeugniſſe über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft, die To deserklä⸗ 
rungen und die Anordnungen von Nachlaßpflegſchaften; 
3. die Gerichte und die Notare: 
die eröffneten Verfügungen von Todes wegen, die angewickelten Erbauseinanderſetzungen. 

(3) Die Anzeigen ſind an das für die Verwaltung der Erbſchaftſteuer zuſtändige Steueramt 

zu richten. 
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„§ 183 b 
(1) Die Behörden, Beamten und Notare haben dem Steueramt Anzeige zu erſtatten über: 

1. Redtsporgänge, die fie beurkundet oder über die ſie eine Urkunde entworfen und eine Unter⸗ 

ſchrift beglaubigt haben, 
wenn die Rechtsvorgänge unter das Grundwechſelſteuergeſetz oder das Kapitalverkehrs⸗ 
ſteuergeſetz fallen; 

2. Anträge auf Berichtigung des Grundbuches, die ſie beurkundet oder über die ſie eine Urkunde 
entworfen und eine Unterſchrift beglaubigt haben, 

wenn der Berichtigungsantrag darauf geſtützt wird, daß bei einem Grundſtück der 
Eigentümer oder bei einem grundſtücksgleichen Recht der Berechtigte gewechſelt hat; 

3. Zuſchlagbeſchlüſſe im Zwangsverſteigerungsverfahren, Enteignungsbeſchlüſſe und andere von 
der Behörde, dem Beamten oder dem Notar getroffene Entſcheidungen, durch die bei einem 
Grundſtück ein Wechſel des Eigentümers, bei einem grundſtücksgleichen Recht ein Wechſel des 
Berechtigten bewirkt wird. 

(2) Die Anzeigen (Abſ. 1) ſind auch dann zu erſtatten, wenn es ſich handelt um: 

1. Nechtsvorgänge (Abſ. 1 Ziff. 1), die von der Beſteuerung ausgenommen ſind; 

2. Berichtigungsanträge (Abſ. 1 Ziff. 2) und Entſcheidungen (Abſ. 1 Ziff. 3), die ſich auf einen 
von der Beſteuerung ausgenommenen Übergang des Eigentums oder eines grundſtücksgleichen 
Rechts beziehen. 

(3) Die Anzeigen find zu richten: 

1. ſoweit ſie einen Rechtsvorgang, der unter das Grundwechſelſteuergeſetz fällt, einen Antrag auf 
Berichtigung des Grundbuches oder eine im Abſ. 1 Ziff. 3 bezeichnete Entſcheidung betreffen: 

an das für die Verwaltung der Grundwechſelſteuer zuſtändige Steueramt; 

2. ſoweit ſie einen Rechtsvorgang betreffen, der unter das Kapitalverkehrſteuergeſetz fällt: 

an das für die Verwaltung der Kapitalverkehrſteuern zuſtändige Steueramt. 
(4) Das Steueramt, dem eine Anzeige erſtattet worden iſt, teilt den Inhalt der Anzeige dem 
anderen Steueramt mit, ſoweit die Anzeige für dieſes von Bedeutung iſt. 


„Ss 183 e 


(1) Die Behörden, Beamten und Notare dürfen Urkunden, die einen unter das Grundwechſel— 
ſteuergeſetz oder das Kapitalverkehrſteuergeſetz fallenden, anzeigepflichtigen Rechtsvorgang oder 
einen anzeigepflichtigen Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs betreffen, den Beteiligten erſt 
dann aushändigen und Ausfertigungen oder beglaubigte Abſchriften ſolcher Urkunden den Betei— 
ligten erſt dann erteilen, wenn das Steueramt den Empfang der Anzeige beſtätigt oder ſich mit 
Aushändigung der Urkunden oder mit Erteilung der Ausfertigungen oder beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften einverſtanden erklärt hat. e 

(2) Die Behörden, Beamten und Notare dürfen Urkunden, die einen nach dem Urkunden— 
ſteuergeſetz ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang betreffen oder nach dem Urkundenſteuergeſetz fteuer- 
pflichtig ſind, den Beteiligten erſt dann aushändigen und Urkunden erſt dann erteilen, wenn die 
Urkundenſteuer entrichtet worden iſt oder das Steueramt ſich mit der Aushändigung der Urkunden 
oder mit der Erteilung der Ausfertigungen, beglaubigten Abſchriften oder Ausfertigungen oder 
Abſchriften, die die Urſchrift erſetzen können, einverſtanden erklärt hat. Beamte und Notare, die 
dieſer Vorſchrift zuwiderhandeln, haften perſönlich für die Steuer. 

(8) Die Abſätze 1 und 2 gelten nur für diejenigen Urkunden, die die Behörde, der Beamte 
oder der Notar errichtet oder die er entworfen und bei denen er eine Unterſchrift beglaubigt hat. 
Der Abſatz 2 gilt nicht für Verfügungen von Todes wegen. 


„§ 183 d 5 

(1) Der Erwerber eines Grundſtücks oder grundſtücksgleichen Rechts darf in das Grundbuch 
nur eingetragen werden, wenn eine Beſcheinigung des Steueramts vorgelegt wird, daß der Ein⸗ 
tragung ſteuerliche Bedenken nicht entgegenſtehen. 

(2) Eine Kapitalgeſellſchaft oder eine Kapitalerhöhung (bei Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien die Durchführung der Erhöhung) darf in das Handelsregiſter erſt dann 
eingetragen werden, wenn eine Beſcheinigung des Steueramts vorgelegt wird, daß der Eintragung 
ſteuerliche Bedenken nicht entgegenſtehen. 

(3) Das Steueramt hat die Beſcheinigung zu erteilen, wenn die Grundwechſelſteuer und die 
Kapitalverkehrsſteuer entrichtet worden oder geſtundet iſt oder wenn Steuerfreiheit gegeben iſt und 
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wenn von der Ausübung des Vorkaufsrechts nach 8 24 des Grundwechſelſteuergeſetzes kein Ge⸗ 


16. 
17. 


18. 


19. 


brauch gemacht wird.“ 
Der bisherige 8 183 c erhält die Bezeichnung „§ 183 e“. 
Der bisherige $ 203 wird erſetzt durch die folgenden neuen 88 203 bis 203 b: 


„8 203 


() Nach Abſchluß ſeiner Ermittlungen ſetzt das Steueramt durch Steuerbeſcheid die 
Steuer feſt. 

(1) Sind zur Entrichtung einer Steuer mehrere geſamtſchuldneriſch verpflichtet, ſo iſt es in 
jedem Fall zuläſſig, gegen die Geſamtſchuldner einen einheitlichen Steuerbeſcheid zu erlaſſen. Das 
gilt auch dann, wenn nach dem Rechtsverhältnis, das zwiſchen den Geſamtſchuldnern beſteht, die 
Steuer nicht von allen Geſamtſchuldnern zu tragen iſt. 

(3) Die Vorſchriften, die für Steuerbeſcheide gelten, finden auf Beſcheide, die auf Frei⸗ 
ſtellung von Steuern lauten, nur inſoweit Anwendung, als dies durch geſetzliche Vorſchrift aus⸗ 
drücklich beſtimmt iſt. 

8 203 a 

(1) Der Grundſtücksabgabenbeſcheid und der Gewerbeſteuerbeſcheid richten ſich auch gegen 
den Rechtsnachfolger, auf den nach dem Feſtſtellungszeitpunkt der Betrieb, das Grundſtück oder 
das Betriebsgrundſtück übergegangen iſt. Iſt die Rechtsnachfolge eingetreten, nach dem der Steuer⸗ 
beſcheid dem Rechtsnachfolger bekanntgegeben (zugeſtellt) worden iſt, ſo wirkt die Bekanntgabe 
(die Zuſtellung) an den Rechtsvorgänger auch gegen den Rechtsnachfolger. 

(2) Wer für eine Grundſtücksabgabe oder die Gewerbeſteuer die ein anderer ſchuldet, ent⸗ 
weder persönlich oder mit den von ihm verwalteten Mitteln haftet, muß einen Steuerbeſcheid, der 
gegen den Steuerſchuldner ergangen iſt, auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht Rechts⸗ 
nachfolger des Steuerſchuldners iſt. 

§ 203 b 

(1) Für die Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom Umſatz wird 

der Steuerbeſcheid ſchriftlich erteilt. Das gleiche gilt für die Grundwechſelſteuer. 

(2) Deckt ſich die Umſatzſteuerſchuld für den Veranlagungszeitraum mit den Voranmeldungen 
und feſtgeſetzten Vorauszahlungen, ſo genügt eine Mitteilung hierüber. Das gleiche gilt, wenn ſich 
die Grundwechſelſteuerſchuld mit Zahlungen deckt, die geleiſtet worden ſind, um eine Eintragung 
(Umſchreibung) im Grundbuch zu ermöglichen.“ 


§ 205 c Abſ. 4 wird erſetzt durch folgenden neuen § 205 d: 


„§ 205 d . 


(1) In dem Feſtſtellungsbeſcheid (88 205 b und 205 c) ſind, ſoweit es für die Beſteuerung 
erforderlich iſt, auch Feſtſtellungen zu treffen: 

1. über die Art des Gegenſtandes, z. B. darüber, ob es ſich um einen land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb, ein Grundſtück oder ein Betriebsgrundſtück handelt. Bei einem Grundſtück iſt 
auch eine Feſtſtellung über die Grundſtücksart (Beiſpiele: Mietwohngrundſtück, Einfamilienhaus) 
zu treffen, wenn es bei der Beſteuerung auf die Grundſtücksart ankommt. Bei einem Betriebs- 
grundſtück iſt auch der Betrieb feſtzuſtellen, zu dem das Betriebsgrundſtück gehört; 

2. darüber, wem der Gegenſtand (das Grundſtück, das Betriebsgrundſtück, in den Fällen des 
§ 205 c Abſ. 2 die Einkünfte) bei der Beſteuerung (ausſchließlich der Zwangsvollſtreckung) 
zuzurechnen iſt. Sind an dem Steuergegenſtand mehrere beteilegt (S 205 e Abſ. 1 und 2), jo 
iſt in dem Feſtſtellungsbeſcheid auch eine Feſtſtellung darüber zu treffen, wie der feſtgeſtellte 
Betrag ſich auf die einzelnen Beteiligten verteilt. 

(2) Iſt eine ſolche Feſtſtellung unterblieben, ſo iſt ſie in einem Ergänzungsbeſcheid nachzu⸗ 
holen.“ 


Im 8 206 a erhält a) Abſ. 3 folgende Faſſung: 

„S) It die in einem Feſtſtellungsbeſcheid enthaltene Feſtſtellung durch Rechtsmittelentſchei⸗ 
dung, durch Berichtigungsfeſtſtellung oder durch Fortſchreibung (8 211 a) geändert worden, jo 
werden Beſcheide (Steuerbeſcheide, Feſtſtellungsbeſcheide), die auf dem bisherigen Feſtſtellungsbeſcheid 
beruhen, von Amts wegen durch neue Beſcheide erſetzt, die der Anderung Rechnung tragen. Dies 
gilt auch dann, wenn ein zu erſetzender Beſcheid bereits unanfechtbar geworden war. Mit der 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 
25. 


26. 
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Erlaß der neuen Beſcheide kann gewartet werden, bis die Rechtsmittelentſcheidung, Berichtigungs⸗ 
feſtſtellung oder Fortſchreibung, die die bisherige Feſtſtellung ändert, unanfechtbar geworden iſt.“ 
wird b) Abſatz 4 geſtrichen. 
Im $ 206 b 
a) wird im Abſatz 1 letzter Satz das Wort „Abſätzen“ erſetzt durch das Wort „Sätzen“; 
b) erhält im Abſatz 2 der erſte Satz folgende Faſſung: 

„(2) Ein Feſtſtellungsbeſcheid, der über ein Grundſtück oder ein Betriebsgrundſtück ergeht 
($$ 205 b und 205 % Abſ. 1) richtet ſich auch gegen den Rechtsnachfolger leinſchließlich des 
Nachfolgers im Beſitz), auf den nach dem Feſtſtellungszeitpunkt das Grundſtück oder das Betriebs— 
grundſtück übergegangen iſt oder übergeht.“ 


Hinter den § 211 wird folgender $ 211 a eingefügt: 


„8 2114 


(1) Ein Feſtſtellungsbeſcheid über einen Einheitswert (SS 205 b und 205 e Abſ. 1) wird 
durch einen neuen Feſtſtellungsbeſcheid (Fortſchreibungsbeſcheid) erſetzt: 

1. bei Anderung im Wert des Gegenſtandes: wenn nach dem Feſtſtellungszeitpunkt die Voraus— 
ſetzungen eingetreten ſind, unter denen nach den Vorſchriften des Bewertungsgeſetzes eine 
Wertfortſchreibung (Neufeſtſtellung) ſtattfindet; 

2. bei Anderung in der Art des Gegenſtandes ($ 205 d Abſ. 1 Ziffer 1) oder bei Anderung 
in der Zurechnung des Gegenſtandes ($ 205 d Abſ. 1 Ziffer 2): wenn die Anderung nach dem 
Feſtſtellungszeitpunkt eingetreten und für die Beſteuerung von Bedeutung iſt. 

(2) Der Fortſchreibungsbeſcheid wird auf Antrag, erforderlichenfalls auch von Amts wegen 
erlaſſen. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf eines Jahres, nach dem Zeitpunkt, auf den die 
neue Feſtſtellung begehrt wird, oder bis zum Ablauf eines Monats, ſeitdem der bisherige Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid unanfechtbar geworden iſt, geſtellt werden. Die Antragsfriſt iſt eine Ausſchluß— 
friſt. 

Im 8 213 werden die Worte: „koſten-, gebühren- und ſtempelfrei“ erſetzt durch die Worte „koſten⸗ 

und gebührenfrei“. 
Im 8 216 a Abſatz 1 werden im Satz 1 die Worte 

„dadurch beſchwert fühlt, daß die Steuerpflicht bejaht oder ein Steuergegenſtand zu Unrecht 

nach den Vorſchriften, die für landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche oder gärtneriſche Betriebe 

gelten, oder zu Unrecht nach den für gewerbliche Betriebe oder zu Unrecht nach den für 

Grundſtücke geltenden Vorſchriften bewertet worden reihe 
erſetzt durch die Worte: 

„durch die Entſcheidung über die Art des Gegenſtandes (§ 205 d Abſ. 1 Ziffer 1) oder 

über die Zurechnung des Gegenſtandes (§ 205 d Abſ. 1 Ziffer 2) beſchwert fühlt.“ 
Im 8 217 wird im Abſ. 1 der zweite Satz geſtrichen. 


Im 8 220 
a) tritt an die Stelle der bisherigen Ziffern 1 bis 3 die folgende neue Ziffer 1: 

„1. gegen Beſcheide, durch die ein Antrag der im 8 212 bezeichneten Art oder ein Antrag 
auf Vornahme eine Berichtigungsfeſtſtellung oder Fortſchreibungsfeſtſtellung, einer Be— 
richtigungsveranlagung oder Fortſchreibungsveranlagung ganz oder teilweiſe abgelehnt 
wird“; 

b) erhält die bisherige Ziffer 4 die Bezeichnung Ziffer 2. 
Im 8 222 b 
a) erhält Abſatz 1 folgende Faſſung: 

„C) Tritt für einen Betrieb, ein Grundſtück oder ein Betriebsgrundſtück, nachdem dar— 
über ein Feſtſtellungsbeſcheid oder ein Steuerbeſcheid erlaſſen worden iſt, eine Rechtsnachfolge 
leinſchließlich der Nachfolge im Beſitz) ein, während eine Rechtsmittelfriſt (Friſt zur Einlegung 
eines Rechtsmittels, das die Feſtſtellung einer Beſteuerungsgrundlage, die Feſtſetzung einer 
Grundſtücksabgabe oder der Gewerbeſteuer betrifft) läuft, ſo kann auch der Rechtsnachfolger 
das Rechtsmittel einlegen“; 

b) wird im Abſatz 2 Satz 1 hinter dem Wort „Feſtſtellungsbeſcheid“ eingefügt die Worte „oder 

Steuerbeſcheid“; 

c) wird im Abſatz 2 Satz 3 das Wort „Feſtſtellungen“ erſetzt durch das Wort „Entſcheidungen“. 
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Im 8 225 erhält Abſatz 3 folgende Faſſung: 
„(3) Sie können die Entſcheidung auch zum Nachteil deſſen, der das Rechtsmittel eingelegt 
hat, ändern.“ 


§ 232 wird geſtrichen. 


Im 8 234 Abſatz 2 Satz 1 werden die Worte „Iſt die Rechtsmittelbehörde eine Kollegialbehörde, 
ſo „erſetzt durch die Worte „bei der Steuerkammer und beim Steuerſenat“. 


Die bisherigen 88 240 und 241 werden erſetzt durch den folgenden neuen § 240: 


„Ss 240 

(1) Soweit es ſich nicht um Beſcheide handelt, gegen die das Anfechtungsverfahren gegeben 
iſt, ſteht den Steuerpflichtigen gegen die in 8 214 und 8 220 bezeichneten Beſcheide der Einſpruch zu. 

(2) Auf den Einſpruch hin hat das Steueramt die Sache erneut zu prüfen. Einer Einſpruchs⸗ 
entſcheidung bedarf es nur inſoweit, als das Steueramt nicht durch Zurücknahme oder Anderung 
des angefochtenen Beſcheides dem Einſpruchsantrag entſprechen will. Richtet ſich der Einſpruch gegen 
den Beſcheid einer Hilfsſtelle, ſo kann dieſe ihren Beſcheid ändern; tut ſie dies nicht, ſo legt ſie die 
Sache dem Steueramt zur Entſcheidung vor. 

(3) Iſt wegen einer gleichen oder ähnlichen Streitfrage ein Rechtsmittel in einer höheren 
Rechtsſtufe anhängig, ſo kann das Steueramt die Entſcheidung über den Einſpruch ausſetzen, falls 
der Steuerpflichtige zuſtimmt. Der Ausſetzungsbeſchluß braucht den Beteiligten nicht bekanntgegeben 
zu werden. Ein Rechtsmittel gegen den Ausſetzungsbeſchluß iſt nicht gegeben.“ 


§ 266 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 266 
(1) Gegen das Urteil der Steuerkammer kann auch der Vorſteher des Steueramtes, das die im 
Berufungsverfahren angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat, Rechtsbeſchwerde einlegen. 
(2) Die Friſt zur Einlegung der Rechtsbeſchwerde endigt für den Vorſteher des Steueramts 
mit dem Ablauf der für den Steuerpflichtigen laufenden Rechtsmittelfriſt.“ 


Im 8 268 erhält Ziffer 2 folgende Faſſung: 
„2. der Finanzſenator, wenn er ſeinen Beitritt zum Verfahren erklärt; der Steuerſenat oder der 
Präſident des Steuergerichts kann ihn um Beteiligung erſuchen.“ 


Im 8 282 erhält Ziffer 3 folgende Faſſung: 

„() der Finanzſenator, wenn er ſeinen Beitritt zum Verfahren erklärt; der Steuerſenat oder 
der Präſident des Steuergerichts kann ihn um Beteiligung erſuchen.“ 
Der $ 295 wird geſtrichen. 

Im 8 306 
a) wird hinter den Abſatz 3 folgender neuer Abſatz 4 eingefügt: 

„(a) Wegen der dinglichen Haftung für eine öffentlich-rechtliche Abgabe, die als öffent— 
liche Laſt auf Grundbeſitz ruht, hat der Eigentümer des Grundbeſitzes die Zwangsvollſtreckung 
in den Grundbeſitz zu dulden. Er hat inſoweit die Pflichten des Vollſtreckungsſchuldners. Zus 
gunſten des Steueramtes gilt als Eigentümer, wer im Grundbuch als Eigentümer eingetragen 
er 

b) erhält der bisherige Abſatz 4 die Bezeichnung Abſatz 5. 
Im 8 367 wird folgender Abſatz 3 eingefügt: 

„G) Wer in dem Bewußtſein, daß infolge ſeines Verhaltens eine Verkürzung von Ein- 
nahmen an Vermögensſteuer oder Grundſtücksabgaben eintreten kann, es unternimmt, die mit der 
Wertermittelung befaßte Behörde irre zu führen, wird beſtraft, wie wenn er den Verſuch einer 
Steuerhinterziehung begangen hätte.“ 

Im 8 433 erhält Abſatz 3 folgende Faſſung: 

„(3) Iſt der Angeklagte flüchtig ($ 276 Abſatz 2 der Strafprozeßordnung), ſo findet 8 443 
Anwendung.“ 

In den Überſchriften wird das Wort „Titel“ jeweils erſetzt durch das Wort „Unterabſchnitt“. 


$ 115 Abſ. 1 der Durchführungsbeſtimmungen zum Steuergrundgeſetz wird geſtrichen. 
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Abſchnitt II 
Anderung des Steueranpaſſungsgeſetzes 


Das Steueranpaſſungsgeſetz vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) wird wie folgt geändert: 
. Im 8 3 Abſ. 5 
a) wird die bisherige Ziffer 2 erſetzt durch die folgenden neuen Ziffern 2 und 3: 

„2. bei der Vermögensſteuer und bei der Gewerbeſteuer mit Beginn des Kalenderjahres, in 

das der Beginn des Rechnungsjahres fällt, für das die Steuer erhoben wird; 

3. bei den Grundſtücksabgaben: mit Beginn des Rechnungsjahres, für das die Steuer er— 

erhoben wird“; 
b) erhält die bisherige Ziffer 3 die Bezeichnung Ziffer 4. 
8 7 erhält folgende Faſſung: 
„8 7 

(J) Perſonen, die dieſelbe ſteuerrechtliche Leiſtung ſchulden oder nebeneinander für dieſelbe 
ſteuerrechtliche Leiſtung haften, ſind Geſamtſchuldner. 

(2) Perſonen, die zuſammen zu veranlagen oder gemeinſam zu einer Steuer heranzuziehen ſind, 
ſind Geſamtſchuldner. Dies gilt auch dann, wenn eine oder mehrere Perſonen bei getrennter Ver— 
anlagung oder bei getrennter Heranziehung ſteuerfrei wären. 

(3) Jeder Geſamtſchuldner ſchuldet die ganze Leiſtung. Dem Steueramt ſteht es frei, an 
welchen Geſamtſchuldner es ſich halten will. Es kann die geſchuldete Leiſtung von jedem Geſamt⸗ 
ſchuldner ganz oder zu einem Teil fordern. 

(4) Zahlung Entrichtung) durch einen Geſamtſchuldner kommt den anderen Geſamtſchuldnern 
zuſtatten. Bis zur Entrichtung des ganzen Betrages bleiben alle Geſamtſchuldner verpflichtet. 

(5) Iſt keine Zahlungspflicht, ſondern eine andere Pflicht zu erfüllen (zum Beiſpiel Auskunft 
zu erteilen), ſo kommt Pflichterfüllung durch einen Geſamtſchuldner den anderen Geſamtſchuldnern 
dann nicht zuſtatten, wenn es für das Steueramt vom Wert iſt, daß die Pflicht auch von den 
anderen Geſamtſchuldnern erfüllt wird. 

(6) Steuerrechtliche Sondervorſchriften, die von Abſatz 1 oder von Abſatz 3 Sätzen 2 und 3 
abweichen, bleiben unberührt.“ 

Dem $ 12 Abſ. 1 wird folgender Satz 3 hinzugefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Erbſchaftsſteuer.“ 

. Im $ 18 werden 

im Abſatz 2 die Worte „ihrer körperlichen oder geiltigen Beſchaffenheit oder“ geſtrichen. 


Abſchnitt III 


Anderung des Bewertungsgeſetzes 


Das Bewertungsgeſetz vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 887) wird wie folgt geändert: 
„Im 8 21 Abſ. 2 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 

„(2) Der Hauptfeſtſtellung werden zugrunde gelegt die Verhältniſſe zum Schluß des Kalender— 
jahres, das dem Hauptfeſtſtellungszeitraum vorangeht (Hauptfeſtſtellungszeitpunkt)“. 
8 22 und 8 23 erhalten folgende Faſſung: 


„8 22 


Fortſchreibung 
(1) Der Einheitswert wird neu feſtgeſtellt (Wertfortſchreibung) wenn der Wert, der ſich 
für den Schluß eines Kalenderjahres ergibt, um mehr als den fünften Teil, mindeſtens aber 
um 1000 Gulden von dem Einheitswert des letzten Feſtſtellungszeitpunkts abweicht. Beruht bei 
einem land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieb, einem Grundſtück oder einem Betriebsgrundſtück die 
Abweichung auf einer Beſtandsveränderung, ſo wird der Einheitswert ſchon dann neu feſtgeſtellt, 
wenn der Wert infolge der Beſtandsveränderung allein um mehr als den zwanzigſten Teil, min⸗ 
deſtens aber um 500 Gulden abweicht. Eine Beſtandsveränderung liegt insbeſondere vor, 
1. wenn die Grundſtücksfläche durch Erwerb oder Abtrennung vergrößert oder verkleinert wird; 
2. wenn der Gebäudeſtand durch Neubau, Anbau oder Aufbau oder durch Abbruch, Abbrand 
u. dgl. verändert wird. 
Der Finanzſenator kann die Wertgrenzen (Sätze 1 und 2) anders feſtſetzen. 
(2) In den Fällen des Abſatzes 1 und in den anderen Fällen der Fortſchreibung (8 211 4 
Abſ. 1 Ziff. 2 des Steuergrundgeſetzes werden die Verhältniſſe beim Schluß des Kalenderjahres 
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zugrunde gelegt, in dem die Anderung erfolgt iſt (Fortſchreibungszeitpunkt). Die Vorſchriften im 
§ 32 Abſ. 2 über die Zugrundelegung eines anderen Zeitpunkts bleiben unberührt. 


8 23 
Nachfeſtſtellung 


(1) Für wirtſchaftliche Einheiten (Untereinheiten), für die ein Einheitswert feſtzuſtellen iſt, wird 
der Einheitswert nachträglich feſtgeſtellt (Nachfeſtſtellung) wenn nach dem Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt ($ 21 Abſ. 2) 

1. die wirtſchaftliche Einheit (Untereinheit) neu gegründet wird; 
2. für eine bereits beſtehende wirtſchaftliche Einheit (Untereinheit) der Grund für die Befreiung 
von einer Steuer wegfällt. 

(2) Der Nachfeſtſtellung werden die Verhältniſſe zugrundegelegt, die auf den Schluß des 
Kalenderjahres ermittelt worden find, in dem das maßgebende Ereignis eingetreten iſt (Nach— 
feſtſtellungszeitpunkt). Endet in den Fällen des Abſatzes 1 Ziff. 2 die Steuerbefreiung aus dem 
Grund, weil die Befreiung für eine beſtimmte Friſt galt und dieſe Friſt abgelaufen iſt, ſo iſt 
abweichend von Satz 1 Nachfeſtſtellungszeitpunkt der Schluß des dem Eintritt in die Steuerpflicht 

vorangehenden Kalenderjahres. Die Vorſchriften im § 32 Abſ. 2 über die Zugrundelegung eines 
anderen Zeitpunktes bleiben unberührt.“ 
3. Im $ 32 erhält Abſatz 2 Satz 1 folgende Faſſung: 


„Hinſichtlich der umlaufenden Betriebsmittel iſt der Stand am 30. 6. des Jahres maßgebend, 
in das der Feſtſtellungszeitpunkt fällt.“ 


Abſchnitt IV 
Inkrafttreten 


1. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft, ſoweit die Vorſchriften ſich auf die Ur- 
kundenſteuer beziehen jedoch erſt mit dem Inkrafttreten eines Urkundenſteuergeſetzes. Das gleiche gilt 
für die Streichung der SS 220 Ziff. 3 und 295 des Steueranpaſſungsgeſetzes und des $ 115 
Abſ. 1 der Durchführungsbeſtimmungen zum Steuergrundgeſetz, ſowie für die Anderung des 
§ 213 des Steuergrundgeſetzes. 

2. Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten § 11 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 31. 12. 
1931 (G. Bl. 1932 S. 61), ſowie 88 17 und 22 des Grundwechſelſteuergeſetzes vom 31. 12. 1931 
(G. Bl. S. 79) außer Kraft. 


Abſchnitt V 


Der Senat wird ermächtigt, den Text des Steuergrundgeſetzes, des Steueranpaſſungsgeſetzes und 
des Bewertungsgeſetzes neu bekanntzumachen unter Berückſichtigung aller bis zum Zeitpunkt der Be⸗ 
kanntmachung erfolgten Abänderungen. Er kann dabei ſprachliche Unſtimmigkeiten beſeitigen und die 
Faſſung des Textes dem Sprachgebrauch der neueren Geſetzgebung anpaſſen. 

Danzig, den 5. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 61 Greiſer Dr. Hoppenrath 


42 Ausführungsverorduung 
zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 1. Februar 1937. 
Vom 3. März 1937. 


Auf Grund der SS 67 und 69 der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 
1. Februar 1937 (G. Bl. S. 141 ff.), im folgenden Milchverordnung genannt, und auf Grund des $ 6 
Nr. 1 a, b, c, Nr. 2, 4 und 5 des Lebensmittelgeſetzes vom 27. 3. 1930 (G. Bl. S. 81 ff.) wird hier⸗ 
mit verordnet: N 
Abſchnitt I 


Zu 88 1, 3, 4 der Milchverordnung und zu $ 6 Nr. 1a, b, c, Nr. 2, 4 und 5 des Lebens- 
mittelgeſetzes. 
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Begriffsbeitimmungen 
Milch 
8 1 

(J Milch iſt das durch regelmäßiges, vollſtändiges Ausmelken des Euters gewonnene und gründ- 
lich durchgemiſchte Gemelk von einer oder mehreren Kühen aus einer oder mehreren Melkzeiten, dem 
nichts zugefügt und nichts entzogen iſt. 

(2) Nur die nachſtehend aufgeführten Milchſorten find Milch, auch wenn fie, wie im Abſ. 3 auf- 
geführt, zubereitet ſind: 

1. Vollmilch iſt Milch mit einem Fettgehalt von mindeſtens 2,7 v. H. und einer aus dem 
ſpezifiſchen Gewicht und dem Fettgehalt berechneten fettfreien Trockenmaſſe von mindeſtens 
8,5 v. H. gemäß anliegender Tabelle. Fettarme Milch iſt Milch, welche dieſe Anforderungen 
nicht erfüllt. 

2. Marken milch iſt Vollmilch, die den Vorſchriften in Abſchnitt D der Milchverordnung ent- 
ſpricht. 

(3) Zubereitete Milch iſt nur: 

1. Homogeniſierte Milch. Homogeniſierte Milch iſt Milch, die infolge mechaniſcher Zer- 
kleinerung der größeren Fettkügelchen das Fett in jo feiner Verteilung enthält, daß ſich wäh- 
rend 24 Stunden nach der Zubereitung keine Rahmſchicht bildet. 

2. Erhitzte Milch: 

a) Gekochte Milch iſt bis zum wiederholten Aufkochen erhitzte Milch; 

b) Paſteuriſierte Milch iſt Milch, die ſpäteſtens innerhalb 22 Stunden nach dem 
Melken nach ausreichender Reinigung mittels eines anerkannten Paſteuriſierungsverfahrens 
ſachgemäß erhitzt und im unmittelbaren Anſchluß daran bis auf mindeſtens + 5° Celſius, 
nicht aber unter 0“ tiefgekühlt worden iſt; aus zwingenden wirtſchaftlichen Gründen kann 
im Einzelfalle die berſchreibung der 22 ſtündigen Friſt bis zu 3 Stunden zugelaſſen 
werden, ſofern durch zweckmäßige Maßnahmen einer nachteiligen Veränderung der Milch 
vor dem Paſteuriſieren entgegengewirkt wird. 

Milcherzeugniſſe 
82 
Milcherzeugniſſe ſind, abgeſehen von Butter und Käſe, die nachſtehend aufgeführten Erzeug⸗ 
niſſe: 

1. Sauermilchſorten: 

a) Sauermilch (Saure Milch, Setzmilch, Dickmilch u. ä.) iſt das aus Vollmilch durch 
Gerinnung infolge von Selbſtſäuerung oder infolge des Zuſatzes von Milchſäurebakterien 
gewonnene Erzeugnis; 

b) Joghurt, Kefir u. ä. ſind die mit den ſpezifiſchen Gärungserregern aus erhitzter 
Vollmilch auch nach Eindampfen hergeſtellten Erzeugniſſe. 

2. Magermilch, auch erhitzt, iſt das bei der Entrahmung von Milch anfallende Erzeugnis. 

3. Saure Magermilch iſt das aus Magermilch durch Gerinnung infolge von Selbſtſäuerung 
oder infolge des Zuſatzes von Milchſäurebakterien gewonnene Erzeugnis ſowie entrahmte 
Sauermilch. 

4. Magermilch-Joghurt, Magermilch-Kefir u. ä. ſind die mit den ſpezifiſchen 

Gärungserregern aus erhitzter Magermilch auch nach Eindampfen hergeſtellten Erzeugniſſe. 

Molke iſt die Flüſſigkeit, die bei der Herſtellung von Käſe nach Abſcheidung des Käſeſtoffs 
(Kafeins) und des Fettes bei der Gerinnung der Milch anfällt. 

Buttermilch iſt das bei der Verbutterung von Milch oder Sahne nach Abſcheidung der 
Butter anfallende Erzeugnis, wenn das dem Butterungsgut zugeſetzte Waſſer nicht mehr als 
10 vom Hundert des anfallenden Erzeugniſſes oder, wenn ſtatt Waſſer Magermilch ver- 
wendet wird, die dem Butterungsgut zugeſetzte Magermilch nicht mehr als 15 vom Hundert 
des anfallenden Erzeugniſſes beträgt. Reine Buttermilch iſt Buttermilch ohne Zuſatz von 
Waſſer oder Magermilch zum Butterungsgut. 

Geſchlagene Buttermilch iſt das durch beſondere Behandlung (Säuerung, Schlagen 
uſw.) von Magermilch gewonnene Erzeugnis. 

Sahne (Rahm), Kaffeeſahne, Trinkſahne, auch homogeniſiert oder erhitzt, iſt 
das durch Abſcheiden von Magermilch aus Milch gewonnene Erzeugnis mit einem Mindeſtfett⸗ 
gehalt von 10 vom Hundert. 
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9. Saure Sahne iſt in vorgeſchrittener milchſaurer Gärung befindliche Sahne. 
10. Schlagſahne iſt Sahne mit einem Mindeſtfettgehalt von 28 vom Hundert. 
11. Milch- und Sahnedauerwaren (Dauermilch und Dauerſahne): 


a) 


b 


— 


c) 


d) 


e) 


f 


g) 


Steriliſierte Milch iſt Vollmilch, die ſpäteſtens innerhalb 22 Stunden nach dem 
Melken nach einem als wirkſam anerkannten Steriliſierungsverfahren ſachgemäß erhitzt 
worden iſt, wenn der dabei erforderliche keimdichte Verſchluß unverletzt bleibt; 
Steriliſierte Sahne iſt Sahne, die nach einem als wirkſam anerkannten Steriliſie⸗ 
rungsverfahren ſachgemäß erhitzt worden iſt, wenn der dabei erforderliche teimdichte 
Verſchluß unverletzt bleibt; ſteriliſierte Schlagſahne iſt Schlagſahne, die nach 
einem als wirkſam anerkannten Steriliſierungsverfahren ſachgemäß erhitzt worden iſt, 
wenn der dabei erforderliche keimdichte Verſchluß unverletzt bleibt; 
Eingedickte Milch iſt das Erzeugnis, das aus Milch auch nach Zuſatz von Zucker und 
Einſtellung auf einen für die Verarbeitung nötigen Fettgehalt durch Entziehung eines 
erheblichen Teils des Waſſers gewonnen iſt: 
aa) Ungezuckerte Kondensmilch iſt eingedickte Milch ohne Zuſatz von Zucker, die 
mindeſtens 7,5 vom Hundert Fett und mindeſtens 17,5 vom Hundert fettfreie 
Trockenmaſſe enthält; 
bb) Gezuckerte Kondensmilch iſt eingedickte Milch mit Zuſatz von Zucker, die 
mindeſtens 8,3 vom Hundert Fett, mindeſtens 22 vom Hundert fettfreie Milch⸗ 
trockenmaſſe und höchſtens 27 vom Hundert Waſſer enthält; 
Blockmilch iſt bis zum ſchnittfähigen Zuſtand eingedickte Milch mit Zuſatz von 
Zucker, die mindeſtens 12 vom Hundert Fett, mindeſtens 28 vom Hundert fettfreie 
Milchtrockenmaſſe und höchſtens 16 vom Hundert Waſſer enthält und mit einem 
Überzug von Kakaobutter verſehen ſein kann, der nicht mehr als 1 vom Hundert 
der Geſamtmaſſe beträgt; 
Blockſahne iſt ein bis zum ſchnittfähigen Zuſtand eingedicktes Gemiſch aus Sahne 
und Milch mit Zuſatz von Zucker, das mindeſtens 18 vom Hundert Fett, mindeſtens 
20 vom Hunddert fettfreie Milchtrockenmaſſe und höchſtens 16 vom Hundert Waſſer 
enthält und mit einem Überzug von Kakaobutter verſehen ſein kann, der nicht 
mehr als 1 vom Hundert der Geſamtmaſſe beträgt; 
Gezuckerte Kondensmagermilch iſt eingedickte Magermilch mit Zuſatz von 
Zucker, die mindeſtens 26 vom Hundert fettfreie Milchtrockenmaſſe und höchſtens 30 vom . 
Hundert Waſſer enthält; 
Milchpulver (Trockenmilch) iſt das Erzeugnis, das durch weitgehende Entziehung 
des Waſſers der Milch nach Einſtellung auf einen für die Verarbeitung nötigen Fett⸗ 
gehalt entweder mittels Zerſtäubung in warmem Luftſtrom gewonnen iſt und min⸗ 
deſtens 25 vom Hundert Fett in der Trockenmaſſe und höchſtens 4 vom Hundert Waſſer 
enthält (Sprühmilch, Zerſtäubungsmilch) oder unter Anwendung von heißen 
Walzen gewonnen iſt und mindeſtens 25 vom Hundert Fett in der Trockenmaſſe und 
höchſtens 6 vom Hundert Waſſer enthält (Walzenmilch); 
Magermilchpulver (Trockenmagermilch) iſt das Erzeugnis, das durch weit— 
gehende Entziehung des Waſſers der Magermilch entweder mittels Zerſtäubung in 
warmem Luftſtrom gewonnen it und höchſtens 6 vom Hundert Waſſer enthält (Sprüh⸗ 
magermilch, Zerſtäubungsmagermilch) oder unter Anwendung von heißen 
Walzen gewonnen iſt und höchſtens 6 vom Hundert Waſſer enthält (Walzenmager⸗ 
mild); 
Sahnepulver (Trockenſahne) iſt das Erzeugnis, das durch weitgehende Entzie- 
hung des Waſſers der Sahne entweder mittels Zerſtäubung in warmem Luftſtrom ges 
wonnen iſt und mindeſtens 42 vom Hundert Fett in der Trockenmaſſe und höchſtens 6 vom 
Hundert Waſſer enthält (Sprühſahne, Zerſtäubungsſahne) oder unter An- 
wendung von heißen Walzen gewonnen iſt und mindeſtens 42 vom Hundert Fett in der 
Trockenmaſſe und höchſtens 6 vom Hundert Waſſer enthält (Walzenſahne). 


Verbote zum Schutze der Geſundheit 
Milch 
83 


— 


ge 


dd 


— 


Es iſt insbeſondere verboten: 
1. für andere zu gewinnen oder in den Verkehr zu bringen: 
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a) Milch von Kühen, die mit äußerlich erkennbarer Tuberkuloſe behaftet find, ſofern ſie 
ſich in der Lunge in vorgeſchrittenem Zuſtand befindet oder Euter, Gebärmutter oder 
Darm ergriffen hat, oder bei denen das Vorhandenſein einer dieſer Tuberkuloſeformen 
in hohem Grade wahrſcheinlich it (Anhang zu Abſchnitt II Nr. 12 der Ausführungs- 
vorſchriften des Bundesrats zum Viehſeuchengeſetze vom 7. Dezember 1911 (R. G. Bl. 
1912 S. 4); 

Milch von Kühen, die an Milzbrand, Rauſchbrand, Wild- und Rinderſeuche oder Toll- 
wut erkrankt oder einer dieſer Seuchen verdächtig ſind oder die vor weniger als neun 
Tagen mit lebenden Erregern des Milzbrandes geimpft find; 

c) Milch von Kühen, die infolge einer Infektion mit Bakterien der Enteritisgruppe er- 
krankt ſind oder dieſe Bakterien ausſcheiden, ferner Milch von Kühen, die an fieber⸗ 
haften Krankheiten leiden, insbeſondere an ſolchen, die ſich im Anſchluß an das Ab— 
kalben entwickeln oder mit Störungen des Verdauungsapparates verbunden oder Blut- 
vergiftungen ſind; 

Milch von Kühen, deren Allgemeinbefinden erheblich geſtört iſt oder die an ſolchen Er— 
krankungen der Geſchlechtsorgane leiden, bei denen reichlicher Ausfluß beſteht; 

Milch von Kühen, die an einer entzündlichen Erkrankung der Haut des Euters oder 
des Euters ſelbſt leiden, im Falle des gelben Galtes jedoch nur dann, wenn die Milch 
ſinnfällig verändert iſt; 

) Milch von Kühen, die mit Futtermitteln gefüttert werden, welche die Beſchaffenheit der 
Milch nachteilig für die menſchliche Geſundheit beeinfluſſen können; 

Milch von Kühen, die mit in die Milch übergehenden Arzneimitteln behandelt werden 
oder vor weniger als fünf Tagen behandelt worden ſind; 


2. Milch in den Verkehr zu bringen, die Blei oder techniſch vermeidbare Mengen Antimon, 
Zinn, Zink, Kadmium, Kupfer, Nickel, Eiſen oder Aluminium enthält; 


3. Einrichtungen und Gegenſtände, die bei beſtimmungsgemäßem oder vorauszuſehendem Ge— 
brauche mit Milch in Berührung kommen, ſoweit ſie dabei geſundheitsſchädliche Stoffe an die 
Milch abgeben können, herzuſtellen oder in den Verkehr zu bringen, insbeſondere ſolche, die: 

a) ganz oder teilweiſe aus Blei oder einer in 100 Gewichtsteilen mehr als 10 Gewichtsteile 
Blei enthaltenden Metallegierung hergeſtellt ſind; 

b) an der Innenſeite mit einer Metallegierung verzinnt ſind, die in 100 Gewidtsteilen, 
mehr als 1 Gewidtsteil Blei enthält, oder verzinkt oder mit einer Metallegierung ge— 
lötet ſind, die in 100 Gewichtsteilen mehr als 10 Gewichtsteile Blei enthält; 
mit Email oder Glaſur verſehen ſind, die bei halbſtündigem Kochen mit einem in 
100 Gewichtsteilen 4 Gewichtsteile Eſſigſäure enthaltenden Eſſig an dieſen Blei oder 
bei halbſtündigem Kochen mit einer Löſung von 3 Gewichtsteilen Weinſäure in 
100 Gewichtsteilen Waſſer an dieſe Antimon in einer Menge abgeben, die bei Gefäßen 
von 0,5 Liter Rauminhalt und darüber mehr als 2 Milligramm Blei oder 3 Milli— 
gramm dreiwertiges Antimon für je 1 Liter Rauminhalt, bei Gefäßen von unter 
0,5 Liter Rauminhalt mehr als 1 Milligramm Blei oder 1,5 Milligramm drei— 
wertiges Antimon für das ganze Gefäß beträgt; 

d) ganz oder teilweife aus Kupfer — ausgenommen Keſſel —, Meſſing, Zink oder roſt— 
fähigem Eiſen hergeſtellt ſind, wenn dieſe Metalle nicht verzinnt oder mit einem Über— 
zug von Email oder Aluminium verſehen ſind; 

e) verroſtet oder in ihrer Verzinnung oder in ihrem Überzug jo ſchadhaft ſind, daß das 
darunterliegende Metall in größerer Ausdehnung ſichtbar iſt; 

f) mit blei- oder zinkhaltigem Gummi oder mit einer Mennige enthaltenden Maſſe abge— 

dichtet ſind; 

4. der Milch Friſcherhaltungs- oder Neutraliſierungsmittel zuzuſetzen oder Milch, die ſolche Zu— 
ſätze enthält, in den Verkehr zu bringen; 

5. Friſcherhaltungs⸗ oder Neutraliſierungsmittel zum Zwecke des Zuſatzes zu Milch herzuſtellen 
oder in den Verkehr zu bringen. 


b 


— 


. 
— 


D 
— 
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8 4 
(1) Sofern nicht die Milch gemäß § 26 der Milchverordnung ausreichend erhitzt iſt, iſt es 
insbeſondere verboten, für andere zu gewinnen oder in den Verkehr zu bringen: N 
1. Milch von Kühen, die an Maul- und Klauenſeuche leiden, ſowie Milch, die aus Beſtänden 
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ſtammt, in denen dieſe Seuche herrſcht; aus zwingenden wirtſchaftlichen Gründen kann ein 
der ausreichenden Erhitzung gleichwertiges Verfahren zugelaſſen werden; 

2. Milch von Kühen, die an äußerlich erkennbarer Tuberkuloſe, abgeſehen von den im § 3 
Nr. la genannten Formen erkrankt ſind oder bei denen einfacher Verdacht der Eutertuber— 
kuloſe beſteht (Anhang zu Abſchnitt II Nr. 12 der Ausführungsvorſchriften des Bundesrats 
zum Viehſeuchengeſetze); 

3. Milch von Kühen, die infolge einer Infektion mit dem Abortusbazillus Bang erkrankt ſind 
oder dieſen Bazillus mit der Milch ausſcheiden; aus zwingenden wirtſchaftlichen Gründen kann, 
wenn die Milch durch Verarbeitung für den menſchlichen Genuß tauglich gemacht wird, eine 
Abweichung zugelaſſen werden; 

4. Milch, die aus Beſtänden ſtammt, in denen eine Infektion mit Bakterien der Enteritisgruppe 
feſtgeſtellt iſt; 

5. Milch von Kühen, die an Kuhpocken erkrankt ſind. 

(2) Ferner iſt es verboten, von Kühen, die an gelbem Galt leiden, Milch, die, ohne ſinnfällig 
verändert zu ſein, lediglich mikroskopiſch nachweisbaren Eiter enthält, für andere zu gewinnen oder 
in den Verkehr zu bringen, ſofern ſie nicht nach Reinigung mit Zentrifugen und ausreichender Erhitzung 
(Abſ. 1) zu Milcherzeugniſſen verarbeitet wird. 

(3) Die Verbote in Abſ. 1 Nr. 3, 4, 5, Abi. 2 gelten für den Inhaber des Erzeugerbetriebes 
nicht, wenn in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 3, 4, 5 zum Zwecke der Erhitzung, im Falle des Abſ. 2 
zum Zwecke der Reinigung, Erhitzung und Verarbeitung Milch an Sammelmolkereien ($ 26 der 
Ausführungsvorſchriften des Bundesrats zum Viehſeuchengeſetz) unter Kenntlichmachung abge⸗ 
geben wird. N 

(4) Das Verbot im Abſ. 1 Nr. 1 gilt für den Inhaber des Erzeugerbetriebes nicht, wenn die 
Veterinärverwaltung die Abgabe von Milch an Sammelmolkereien unter der Vorausſetzung, daß die 
Erhitzung der geſamten Milch dort gewährleiſtet iſt, ausnahmsweiſe zuläßt. 


Milcherzeugniſſe 
8 5 
Es iſt insbeſondere verboten: 

1. Milcherzeugniſſe oder andere Lebensmittel unter Verwendung von Milch herzuſtellen, die 
unter die Verbote in 88 3, 4 fällt; 

2. Milcherzeugniſſe in den Verkehr zu bringen, die Blei oder techniſch vermeidbare Mengen An⸗ 
timon, Zinn, Zink, Kadmium, Kupfer, Nickel, Eiſen oder Aluminium enthalten: 

3. Einrichtungen und Gegenſtände, die bei beſtimmungsgemäßem oder vorauszuſehendem Ge— 
brauche mit Milcherzeugniſſen in Berührung kommen, ſoweit ſie dabei geſundheitsſchädliche 
Stoffe an die Milcherzeugniſſe abgeben können, herzustellen oder in den Verkehr zu bringen, 
insbeſondere ſolche der in $ 3 Nr. 3 bezeichneten Art; 

4. Milcherzeugniſſen Friſcherhaltungs- oder Neutraliſierungsmittel zuzuſetzen oder Milcherzeug⸗ 
niſſe, die ſolchen Zuſatz enthalten, in den Verkehr zu bringen; 

5. Friſcherhaltungs-oder Neutraliſierungsmittel zum Zwecke des Zuſatzes zu Milcherzeugniſſen 
herzuſtellen oder in den Verkehr zu bringen; 

6. ſteriliſierte Milch, ſteriliſierte Sahne, ſteriliſierte Schlagſahne, Kondensmilch oder Kondens— 
magermilch in oder aus Behältniſſen, die aufgetrieben oder vor dem Offnen nicht mehr keim⸗ 
dicht verſchloſſen ſind, in den Verkehr zu bringen; 

7. ſteriliſierte Milch, ſteriliſierte Sahne oder ſteriliſierte Schlagſahne, die bei dreitägiger Er⸗ 
wärmung auf 37 verdirbt, in den Verkehr zu bringen. i 


Grundſätze für die Beurteilung 


Verdorbene Milch und Milcherzeugniſſe 
8 6 
Als verdorben iſt insbeſondere anzuſehen und in den Fällen der Nr. 1, 2, 4 auch bei Kennt⸗ 
lichmachung vom Verkehr ausgeſchloſſen: 
1. Milch, die kurz vor oder in den erſten 5 Tagen nach dem Abkalben gewonnen iſt; 

2. Milch, die in ihrem Geruch, Geſchmack, Ausſehen oder in ihrer ſonſtigen ſinnfälligen Be— 
ſchaffenheit jo verändert iſt, daß ihr Genuß- oder Gebrauchswert erheblich beeinträchtigt iſt, 

abgeſehen von Milch, die lediglich ſauer geworden iſt (Nr. 3); 
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3. Milch, die beim Aufkochen oder beim Vermiſchen mit gleichen Raumteilen Alkohol von 
68 Raumhundertteilen gerinnt oder die lediglich ſauer geworden ift; 

4. Milch, die erheblich verſchmutzt it. Erheblich verſchmutzt iſt die Milch, wenn fie bei halb⸗ 

ſtündigem Ruhen einen deutlichen Schmutzrückſtand auf dem Boden des Gefäßes hinterläßt. 

5. Milch mit übermäßig hohem Bakteriengehalt. Einen übermäßig hohen Bakteriengehalt hat 

die Milch, in der der erfahrungsgemäß gegebene Bakteriengehalt weit überſchritten iſt, das 
gilt insbeſondere hinſichtlich der Dickdarm-(Coli-) Bakterien. 
§ 7 
Als verdorben ſind insbeſondere anzuſehen und in den Fällen der Nr. 1, 2, 4 auch bei Kennt» 
lichmachung vom Verkehr ausgeſchloſſen: 
1. Milcherzeugniſſe, die unter Verwendung von verdorbener Milch im Sinne des § 6 Nr. 1, 
2, 4 hergeſtellt ſind; 

2. Milcherzeugniſſe, die in ihrem Geruch, Geſchmack, Ausſehen oder in ihrer ſonſtigen Beſchaffen— 
heit ſo verändert ſind, daß ihr Genuß- oder Gebrauchswert erheblich beeinträchtigt iſt, ab- 
geſehen von Magermilch, Sahne und Schlagſahne, die lediglich ſauer geworden ſind (Nr. 3); 

Magermilch, Sahne und Schlagſahne, die lediglich ſauer geworden find; 

Milcherzeugniſſe, die verſchmutzt ſind. 

-Milcherzeugniſſe mit übermäßig hohem Bakteriengehalt. Einen übermäßig hohen Balterien- 
gehalt haben die Milcherzeugniſſe, in denen der erfahrungsgemäß gegebene Balteriengehalt 
weit überſchritten iſt, das gilt insbeſondere hinſichtlich der Dickdarm- (Coli-) Bakterien. 

Nachgemachte oder verfälſchte Milch und Milcherzeugniſſe 

8 8 | re 15] 
Als nachgemacht oder verfälſcht it insbeſondere anzuſehen und in den Fällen der Nr. 1, 

3, 4, 5 auch bei Kenntlichmachung vom Verkehr ausgeſchloſſen: 

1. Milch, die bei der Entnahme aus Gefäßen oder Behältniſſen nicht gründlich durchgemiſcht iſt; 

2. Milch, die ganz oder teilweiſe entrahmt iſt, ſofern ſie nicht als Magermilch bezeichnet wird; 

3. Milch, der Waſſer, Eis oder Milcheis zugeſetzt it; 

4. Milch, der Magermilch zugeſetzt iſt; 

5. Milch, der fremdartige Stoffe zugeſetzt ſind, ſofern dieſe nicht für beſondere diätetiſche Zwecke 

beſtimmt ſind; 

6. Milch, der fremdartige Stoffe zu beſonderen diätetiſchen Zwecken zugeſetzt find; 

7. Milch, der Milch anderer Tierarten zugeſetzt iſt. 


89 
Als nachgemacht oder verfälſcht find insbeſondere anzuſehen und auch bei Kenntlichmachung vom 
Verkehr ausgeſchloſſen: 

1. Milcherzeugniſſe, die unter Verwendung von nachgemachter oder verfälſchter Milch im Sinne 
des § 8 Nr. 1, 3, 5, 7 hergeſtellt ſind: 

2. Milcherzeugniſſe mit Ausnahme von Magermilch, Molke, geſchlagener Buttermilch, ge— 
zuckerter Kondensmagermilch, Magermilchpulver, die unter Verwendung von ganz oder teil⸗ 
weiſe entrahmter Milch oder unter Verwendung von nachgemachter oder verfälſchter Milch 
im Sinne des § 8 Nr. 4 hergeſtellt ſind; 

3. Buttermilch, wenn das dem Butterungsgut zugeſetzte Waſſer mehr als 10 vom Hundert des 
anfallenden Erzeugniſſes oder, wenn ſtatt Waſſer Magermilch verwendet worden iſt, die dem 
Butterungsgut zugeſetzte Magermilch mehr als 15 vom Hundert des anfallenden Erzeug⸗ 
niſſes beträgt; 

4. Milcherzeugniſſe, denen Waller, Eis oder Milcheis zugeſetzt iſt; 

5. Milcherzeugniſſe, denen fremdartige Stoffe, insbeſondere Verdickungsmittel zugeſetzt ſind; 

6. Milcherzeugniſſe, denen Milch anderer Tierarten oder Erzeugniſſe aus dieſer zugeſetzt ſind. 


Irreführende Bezeichnung, Angabe oder Aufmachung bei Milch und Milch— 
erzeugniſſen 
8 10 
Eine irreführende Bezeichnung, Angabe oder Aufmachung liegt insbeſondere vor: 


1. wenn ein nicht durch regelmäßiges, vollſtändiges Ausmelken gewonnenes Gemelk als Milch 
bezeichnet wird; 


* Ser) 
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wenn Milch, die beim Aufkochen oder beim Vermiſchen mit gleichen Raumteilen Alkohol 
vom 68 Raumhundertteilen gerinnt oder die gekocht oder ſteriliſiert iſt, als friſche Milch 
bezeichnet wird; 

wenn Milch anderer Tierarten als Milch ohne Hinweis auf die Tierart bezeichnet wird; 

wenn ein Erzeugnis als eine Milchſorte oder als eine zubereitete Milch, für die im § 1 Abſ. 2, 
3 eine Begriffsbeſtimmung aufgeſtellt iſt, bezeichnet wird, ohne daß es dieſer entſpricht; 
wenn Milch, die den im § 1 Abſ. 2 Ziff. 1 Satz 1 aufgeſtellten Anforderungen nicht ent- 
ſpricht, nicht als fettarme Milch bezeichnet wird; 


. wenn zubereitete Milch als rohe Milch oder rohe Milch als zubereitete Milch bezeichnet wird; 
. wenn im Verkehr mit zubereiteter Milch nicht auf die Art der Zubereitung hingewieſen 


wird; 

wenn im Verkehr mit Milch entgegen den Tatſachen auf eine beſondere Friſche, eine beſonders 
gute Beſchaffenheit oder eine beſonders ſorgfältige Gewinnung oder Behandlung hingewieſen 
wird; 

wenn einer Milch entgegen den Tatſachen eine beſondere diätetiſche oder geſundheitliche Wir⸗ 
kung zugeſchrieben wird. 


8 11 


Eine irreführende Bezeichnung, Angabe oder Aufmachung liegt insbeſondere vor: 


S 


. wenn ein Erzeugnis, das nicht im § 2 genannt iſt, als Milcherzeugnis bezeichnet wird; 
. wenn ein Erzeugnis als ein Milcherzeugnis, für das im $ 2 eine Begriffsbeſtimmung aufgeſtellt 


iſt, bezeichnet wird, ohne daß es dieſer entſpricht; 


. wenn Magermilch als Milch bezeichnet wird; 

wenn erhitzte Magermilch nicht als ſolche bezeichnet wird; a 

. wenn homogeniſierte oder erhitzte Sahne nicht als ſolche bezeichnet wird; 

. wenn ſteriliſierte Milch, ſteriliſierte Sahne oder ſteriliſierte Schlagſahne nicht als ſolche bezeich— 


net wird; 


. wenn Erzeugniſſe, die aus Milch anderer Tierarten gewonnen oder unter Verwendung von 


Milch anderer Tierarten hergeſtellt ſind, als Erzeugniſſe aus Milch ohne Hinweis auf die 
Tierart bezeichnet werden; 


. wenn im Verkehr mit Milcherzeugniſſen entgegen den Tatſachen auf eine beſondere Friſche 


eine beſonders gute Beſchaffenheit oder eine beſonders ſorgfältige Gewinnung oder Behand— 
lung hingewieſen wird; 


. wenn einem Milcherzeugnis entgegen den Tatſachen eine beſondere diätetiſche oder geſund— 


heitliche Wirkung zugeſchrieben wird. 


Beſondere Beſtimmungen 
8 12 


Es iſt verboten, Gegenſtände oder Stoffe, die zur Nachahmung oder Verfälſchung von Milch 
oder Milcherzeugniſſen beſtimmt ſind, für dieſe Zwecke herzuſtellen oder in den Verkehr zu bringen. 


Abſchnitt II 


Zu $$ 6, 7 der Milchordnung 
§ 13 


Die im Verkehr mit Milch erforderliche Sorgfalt im Sinne der SS 6, 7 der Milchverordnung 
iſt nicht angewendet, wenn nicht mindeſtens den Anforderungen in SS 14 bis 19 entſprochen it. 


(1) 
ordnung 
1 

2 

3 


4. 
5. 


s 14 
Die Ställe, in denen Kühe gehalten werden, und die nach dem Inkrafttreten dieſer Ver— 
gebaut oder umgebaut werden, müſſen folgenden Anforderungen genügen: 
die Ställe müſſen hell und gut zu lüften fein; 
der Fußboden des Ganges muß waſſerundurchläſſig ſein; 
die Jaucherinne muß waſſerundurchläſſig und ſo angelegt ſein, daß die Jauche leicht abfließen 
kann; bei Tiefſtallungen gilt $ 15 Nr. 3 dieſer Verordnung; 
die Krippen müſſen leicht zu reinigen ſein; 
die Ställe dürfen nicht mit Aborten in unmittelbarer Verbindung ſtehen. 
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(2) Der Senat wird unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe anordnen, inwieweit 
beim Inkrafttreten dieſer Verordnung vorhandene Ställe den Anforderungen des Abſ. 1 genügen 
müſſen. 

8 15 

Für die Pflege des Stalles und der Kühe gilt folgendes: 

1. Die Wände müſſen, ſoweit ſie nicht abwaſchbar ſind, Kalkanſtrich haben, der jährlich minde— 
ſtens einmal zu erneuern iſt; 

2. das Reinigen des Stalles, die Entfernung des Dungs, die Erneuerung der Streu und das 
Putzen der Kühe muß regelmäßig erfolgen; 

3. Tiefſtallungen müſſen mit ausreichender Streu verſehen ſein, die den Kühen ein trockenes 
Lager bietet; 

4. alle Stallarbeiten ſind ſo vorzunehmen, daß die Milch weder mittelbar noch unmittelbar 
einer nachteiligen Beeinfluſſung, insbeſondere durch Staub, Schmutz aller Art, Gerüche oder 
Krankheitserreger, ausgeſetzt wird; 

5. Bett⸗ und Packſtroh darf als Streu nicht verwendet werden. 


$ 16 
Für das Melken gilt folgendes: 

1. Vor dem Melken ſind das Euter und ſeine Umgebung ſorgfältig zu reinigen; 

2. die Melkperſonen haben beim Melken ſaubere, waſchbare Oberkleidung zu tragen. Sie haben 
ſich vor dem Melken Hände und Unterarme mit Waſſer und Seife zu reinigen und dies nach 
Bedarf zu wiederholen; 

3. die Melkperſonen haben trocken zu melken. Ein leichtes Einreiben der Hände des Melkers oder 
der Zitzen mit geeignetem Melkfett iſt zu läſſig; 

4. die erſten Striche aus jeder Zitze dürfen nicht in das Melkgefäß, ſondern müſſen in ein 
beſonderes Gefäß gemolken werden; dieſe Milch darf nicht in den Verkehr gebracht werden; 

5. die Melkperſonen haben ſich bei Beginn des Melkens durch Prüfen des Ausſehens von der 
einwandfreien Beſchaffenheit der Milch zu überzeugen; 

6. Kühe, die keine einwandfreie Milch geben, ſind geſondert und nach den anderen zu melken; 

7. die Milch iſt unmittelbar nach dem Melken aus dem Stall zu entfernen und zweckdienlich zu 
ſeihen und zu lüften; 

8. Seihtücher müſſen nach jedem Melken gründlich gereinigt und getrocknet werden; Watteein⸗ 
lagen in Filtern müſſen für jedes Melken erneuert werden. 


s 17 


(1) Für die Räume, in welchen Milch aufbe wahrt, bearbeitet, feilgehalten, abgegeben oder ver— 
arbeitet wird, gilt folgendes: 

1. Sie müſſen hell oder gut zu beleuchten, luftig, kühl, ſauber und frei von Gerüchen, die ſich der 
Milch mitteilen können, und frei von Ungeziefer und möglichſt frei von Inſekten ſein; 

2. der Fußboden muß waſſerundurchläſſig fein; 

3. die Wände müſſen bis zur Höhe von 1,50 Meter mit abwaſchbarem Anſtrich oder Belag oder 
mit einem zweimal jährlich zu erneuernden Kalkanſtrich verſehen ſein; 

4. die Räume dürfen als Wohn-, Schlaf- oder Krankenzimmer benutzt werden; 

5. die Räume dürfen nicht mit Aborten oder Ställen in unmittelbarer Verbindung ſtehen; 

6. in den Räumen dürfen Haustiere nicht gehalten oder geduldet werden. 

(2) Bei Betrieben, in denen Milch gewonnen wird, gelten die Beſtimmungen des Abſ. 1 Nr. 2, 3 
nicht für die Räume, in denen Milch aufbewahrt wird. 

(3) Bei Gait- und Schankwirtſchaften, Kantinen, Milchhäuschen oder anderen Einrichtungen, in 
denen Milch zum Genuß an Ort und Stelle abgegeben wird, gelten die Beſtimmungen im Abſ. 1 
Nr. 1, 2, 3, 5, 6 nicht für die Räume, in denen Milch feilgehalten oder abgegeben wird; dies gilt 
auch für die Beſtimmung des Abj. 1 Nr. 4, ſoweit in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften der Musihant- 
raum als Wohnzimmer benutzt wird. 

(4) Im Einzelfall kann zugelaſſen werden, daß dieſen Anforderungen erſt nach Ablauf einer Über— 
gangsfriſt entſprochen zu werden braucht. 

8 18 


Für die Einrichtungen und Gegenſtände, die wiederholt mit Milch in Berührung kommen, gilt 
folgendes: 
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Einrichtungen und Gegenſtände, die fremdartige Stoffe an die Milch abgeben können, dürfen 
nicht verwendet werden, insbeſondere nicht ſolche der im § 3 Nr. 3 bezeichneten Art; 

ſie müſſen jo beichaffen ſein, daß ſie ſich leicht reinigen laſſen; 

. ſie dürfen nicht erheblich verbeult fein; 

zum Verſchließen oder Abdichten dürfen Stoffe, die Milch aufſaugen, nicht verwendet werden; 

. ee und Verkaufsgefäße müſſen mit übergreifenden Deckeln (nicht Steckdeckeln) verſchloſſen 
ein; 

6. Gefäße müſſen nach der Reinigung zum Trocknen an einem ſauberen Platze auf Geſtellen mit 

der Offnung nach unten aufgeſtellt werden, ſoweit ſie nicht durch beſondere Einrichtungen ge⸗ 

trocknet werden. 


— 


* 


8 19 

(1) Es iſt verboten, in Räumen, in denen Milch aufbewahrt, bearbeitet, feilgehalten, abgegeben 
oder verarbeitet wird, gleichzeitig Gegenſtände und Waren aufzubewahren, die den Geſchmack und die 
Beſchaffenheit der Milch nachteilig beeinfluſſen können, oder deren Lagerung oder Behandlung Staub 
verurſacht (3. B. Heringe, Petroleum, Abfälle aller Art, Kartoffeln, friſches Obſt, Gemüſe, Sauer⸗ 
kraut, Pack- und Lagerſtroh, Kohlen, Briketts, Holz. Seife, Eſſig loſe, Moſtrich loſe, Gurken loſe, 
Bier und alle loſen Kolonialwaren). Desgleichen iſt es unterſagt, Milch ſo zu befördern, insbeſondere 
in Milchtransportwagen, daß ihr Geſchmack und ihre Beſchaffenheit nachteilig beeinflußt werden können. 

(2) Wird Käſe in Räumen gelagert, ſo muß er ſo aufbewahrt werden oder verpackt ſein, daß er 
den Geruch und Geſchmack der Milch nicht nachteilig beeinfluſſen kann. 

(3) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 finden keine Anwendung für Unternehmen, in denen 
Milch ausſchließlich in verkaufsfertigen Packungen abgegeben wird, ſofern Vorſorge getroffen iſt, daß 
eine nachteiligen Beeinfluſſung der Milch durch andere Waren oder Gegenſtände nicht erfolgen kann. 


Zu 89 der Milchverordnung 
8 20 

(1) In verſchloſſenen Gefäßen oder Behältniſſen zur gebrauchsfertigen Abgabe an den Verbraucher 
darf rohe Milch nur dann in den Verkehr gebracht werden, wenn ſie am Tage der Gewinnung, 
erhitzte Milch, wenn ſie ſpäteſtens am Tage nach der Gewinnung abgefüllt worden iſt. 

(2) Verſchloſſene, zur gebrauchsfertigen Abgabe hergerichtete Gefäße oder Behältniſſe müſſen neben 
der in § 9 Abſ. 1 Ziff. 2 der Milchverordnung vorgeſehenen Kennzeichnung mit der Angabe verſehen 
ſein, an welchem Wochentage die Milch vom Abfüllbetrieb abgegeben worden iſt. Die Milch muß ſpä— 
teſtens am Tage nach der Abfüllung abgegeben werden. 


Zu $ 11 der Milchverordnung 
8 21 
Die Abgabe von Milch an öffentlichen Orten, iısbefondere auf Märkten, Plätzen oder Straßen 
it nur aus geſchloſſenen Gefäßen zuläſſig, die ſo eingerichtet ſind, daß die Auslaßſtellen vor dem Ein— 
dringen von Staub oder Schmutz geſchützt ſind. 


Zu 8 13 der Milchverordnung 
8 22 

(1) Die Ortspolizeibehörden haben, jobald ſie davon Kenntnis erhalten, daß bei einer im Verkehr 
mit Milch tätigen Perſonen einer der im $ 13 Abſ. 1 der Milchverordnung genannten Umſtände vor- 
liegt, unverzüglich dem zuſtändigen Kreisarzt Anzeige zu erſtatten. Der Kreisarzt hat die nötigen Maß⸗ 
nahmen bei der Ortspolizeibehörde zu beantragen. 

(2) Perſonen, bei denen einer der im $ 13 Abſ. 1 der Milchverordnung genannten Umſtände vor- 
lag, bedürfen zu einer Aufnahme einer Tätigkeit in einem milchwirtſchaftlichen Betriebe der Genehmi- 
gung der Ortspolizeibehörde, die nur nach Zuſtimmung des Kreisarztes erteilt werden darf. 

(3) Bei der Bearbeitung und Verarbeitung der Milch, der Herſtellung von Milcherzeugniſſen und 
ihrer Abgabe dürfen nur Perſonen beſchäftigt werden, bei denen durch entſprechende Unterſuchungen 
vom Kreisarzt feſtgeſtellt iſt, daß keiner der im 8 13 Abſ. 1 der Milchverordnung genannten Um- 
ſtände vorliegt. Die notwendigen bakteriologiſchen Unterſuchungen werden von dem Staatlichen Hygie— 
niſchen Inſtitut im Rahmen der durch das Pauſchale von den Stadt- und Landkreiſen abgegoltenen 
Unterſuchungen koſtenlos ausgeführt. 

(4) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 bis 3 finden auch auf Milchfahrer und Begleitperſonen An⸗ 
wendung, ſoweit ſie beim Empfang oder der Abgabe von Milch in den Milchgewinnungs- oder Mol⸗ 
kereiräumen ſelbſt Hand anlegen. 
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(5) Die Ausübung der Tätigkeit in einem milchwirtſchaftlichen Betriebe iſt von den Ortspolizei— 
behörden auf Verlangen des Kreisarztes auch Perſonen zu unterſagen, die mit Perſonen, bei denen einer 
der im § 13 Abſ. 1 der Milchverordnung genannten Umſtände vorliegt, in einer Wohn- oder Ar- 
beitsgemeinſchaft ſtehen oder geſtanden haben. Dieſe Perſonen haben ſich auf Verlangen des Kreisarztes 
einer Unterſuchung zu unterziehen, deren Art und Umfang dieſer beſtimmt. Die Aufnahme der Tätig— 
keit iſt von der Zuſtimmung des Kreisarztes abhängig. 

(6) Entſtehen durch die vom Kreisarzt angeordneten Unterſuchungen beſonders hohe Koſten 
(Röntgendurchleuchtungen, Röntgenaufnahmen), ſo können dieſe der Staatskaſſe zur Laſt gelegt 
werden. Die Entſcheidung hierüber trifft der Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungs— 
politik. 

(7) Die Namen der ganz oder teilweiſe von einer Tätigkeit im Verkehr mit Milch ausge— 
ſchloſſenen Perſonen hat die Ortspolizeibehörde dem zuſtändigen Arbeitsamt mitzuteilen. 


Zu $ 14 der Milchverordnung 
Ss 23 
Die Anträge auf Erteilung der Erlaubnis müſſen enthalten: 

1. Angaben über die Perſon des Unternehmers ſowie des Leiters des Unternehmens und der 
in dem milchwirtſchaftlichen Betriebe tätigen Perſonen; 

2. ein Geſundheitszeugnis des Kreisarztes für die in dem milchwirtſchaftlichen Betriebe tätigen 
Perſonen; 

3. einen Nachweis über die zur Führung des Betriebes erforderliche Sachkunde des Antrag— 
ſtellers ſowie der ſonſtigen für den milchwirtſchaftlichen Betrieb des Unternehmens verant— 
wortlichen Perſonen; 

4. die Angabe der Räume, in denen das Unternehmen betrieben werden ſoll. 


8 24 
Unzuverläſſigkeit im Sinne des $ 14 Abſ. 4 Ziff. 1 der Milchverordnung iſt in der Regel dann 
anzunehmen, wenn: = 

1. der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis mit unwahren Angaben begründet it; 

2. der Leumund des Unternehmers oder der mit der Leitung des Betriebes oder einzelner Ab— 
teilungen des Betriebes betrauten Perſonen nicht einwandfrei iſt; 

3. der Unternehmer den Beſitz der zum Betriebe eines Unternehmens der betreffenden Art und 
Größe erforderlichen Geldmittel nicht nachweiſen kann; 

4. der Unternehmer Hilfskräfte beſchäftigt, die den geſundheitlichen Anforderungen nicht ent— 
ſprechen oder denen die Erlaubnis zum ſelbſtändigen Milchhandel wegen Unzuverläſſigkeit im 
Sinne der Ziff. 2 verſagt worden iſt; 

5. der Unternehmer Milchlieferer ſchädigt oder geſchädigt hat, auch dadurch, daß er Preisfeſt— 
ſetzungen oder Preis vereinbarungen, die zwiſchen den beteiligten Wirtſchaftskreiſen getroffen 
ſind, nicht eingehalten hat; 

6. der Unternehmer wegen Milchfälſchung wiederholt rechtskräftig verurteilt worden iſt. 


Abſchnitt III 
8 25 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Januar 1937 in Kraft. 
Danzig, den 3. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
L. 10% Greiſer Rettelsky 
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Anlage zur Ausführungsberordnung zur Verordnung über die Regelung der Milch wirtſchaft. 
Tafel zur Berechnung des Gehalts an „Fettfreier Trockenmaſſe“ (berechnet aus Fettgehalt und ſpezifiſchem 
Gewicht, ausgedrückt in Laktodenſimetergraden). 

vv ˖ ˖ ˙ p p p yy w. 

Laktodenſimetergrade 


HB rs wage de a erg TOO 
| 


Fett % 30,0 30,5 31,0 31,5 32,0 32,5 33,0 33,5 
. ̃ —⅛ ̃ͤ ͤ ——L— 7 ———. In — — 
2,60 8.28 8,41 8,58 8,66 8,78 8.91 9,03 9,16 
2,65 8,29 8,42 8,54 8,67 8,79 8,92 9,04 9,17 
2,70 8,30 8.43 8,55 8,68 8,80 8,98 9,05 9,18 
2,75 831 8,44 8,56 8.69 8,81 8,94 9,06 9,19 
2,80 8,32 8,45 8,57 8,70 8,82 8,9 9,07 9,20 
2,85 8,38 8,46 8,58 8,71 8,83 8,96 9,08 9,21 
2,90 8,34 8,47 8,59 8,72 8,81 8,97 9,09 9.2² 
2,95 8,35 8,48 8,60 8,73 8,85 8,98 9,10 9,23 
3,00 8,36 8,49 8,61 8,74 8,86 8,99 9,11 9,24 
3,05 8,87 8,50 8,62 8,75 8,87 9,00 9,12 9,25 
3,10 8,38 8,51 8,63 8,76 8,88 9,01 9,18 9,26 
3,15 8,39 8,52 8,64 8,77 8,89 9,02 9,14 9.27 
3.20 8,40 8,53 8,65 8,78 8,90 9,03 9,15 9,28 
3,25 841 8,54 8,66 8,79 891 9,04 9,16 9,29 
3,30 8,42 8,55 8,67 8,80 892 905 9,17 9,30 
3,35 8,43 8,56 8,68 881 8,93 9,06 9,18 931 
3,40 8, 8,57 8,69 8,82 894 9,07 9,19 9,32 
3,45 8,45 8,58 8,70 8,83 8,95 9,08 9,20 9,38 
3,50 8,46 8,59 8,71 8,84 8,96 9,09 921 934 
3,55 8,47 8,60 8,72 8,85 8,97 9,10 9.22 9,35 
3,60 8,48 8,61 8,73 8,86 8,98 9,11 9,23 9,36 
3,65 8,49 8,62 8,74 8,87 8,99 9,12 9,24 9,37 
3,70 8,50 8,63 8,75 8,88 9,00 9,13 9,25 9,38 
3,75 8,51 8,64 8,76 8,89 9,01 9,14 9,26 9,39 
3,80 8,52 8,65 8,77 8,90 9,02 9,15 9,27 9,40 
3,85 8,53 8,66 8,78 89 9,03 9,16 9,28 9,41 
3,90 8,54 8,67 8,79 8.92 9,04 9,17 9,29 9,42 
3,95 8,55 8,68 8,80 8,93 9,05 9,18 9,30 9,43 
4,00 8,56 8,69 8,81 8,94 9,06 9,19 9,31 9,44 
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Beiſpiel: Man ſucht in der ſenkrechten Reihe den gefundenen Fettgehalt, z. B. 3,20%, und geht 
dann hier ſo lange nach rechts, bis man in die entſprechende ſenkrecht verlaufende Reihe 
für den gefundenen Laktodenſimetergrad gelangt, z. B. 31,0. Man findet dann am Treff- 
punkt den entſprechenden Gehalt an „Fettfreier Trockenmaſſe“; im Beiſpiel 8,65 P. 
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43 Verordnung 
betr. Abänderung des Schwer beſchädigtengeſetzes. 
Vom 3. März 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 43 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchä⸗ 
digter in der Faſſung vom 30. 4. 1929 (G. Bl. S. 80), abgeändert durch das Geſetz vom 23. 6. 1931 
(G. Bl. S. 650) und die Rechtsverordnung vom 14. 11. 1933 (G. Bl. S. 581), ſowie ergänzt durch 
die Rechtsverordnung vom 17. 8. 1934 (G. Bl. S. 667) Art. V § 2 wie folgt geändert: 


Artikel ! 


1. In $ 5 werden die Worte „die nicht über 80 ſtändig beſetzte Arbeitsplätze verfügen“ geſtrichen. 

2. In § 7 Abſ. 1 treten an Stelle der Worte „nicht finden“ die Worte „ſich nicht verſchaffen 

oder erhalten“. 

3. In S 8a erhalten die Abſätze 1 und 2 folgende Faſſung: 

In allen Betrieben, in denen ein Vertrauensrat errichtet iſt, hat er ſich um die Durchführung 
dieſes Geſetzes zu bemühen. 

Sofern in einem Betriebe wenigſtens 5 ſchwerbeſchädigte Angeſtellte und Arbeiter nicht nur 
vorübergehend beſchäftigt ſind, hat der Vertrauensrat für die in Abſ. 1 bezeichnete Aufgabe 
auf die Dauer eines Jahres einen Vertrauens mann aus ſeiner Mitte zu beſtellen, der tunlichſt 
ein Schwerbeſchädigter ſein ſoll. Er dient für den Betrieb auch dem Verſorgungs- und Penſions⸗ 
amt als Vertrauensmann. 

In Abſ. 6 werden hinter das Wort „niedergelegt“ die Worte „aus dem Vertrauensrat oder“ 
eingefügt. 

Abſ. 7 iſt zu ſtreichen. 

4. 8 10 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

Schwerbeſchädigte dürfen nur entlaſſen werden, nachdem über die Frage der Weiterbeſchäf⸗ 
tigung im Vertrauensrat erfolglos beraten worden iſt. Die Kündigungsfriſt beträgt 4 Wochen, 
ſofern die Schwerbeſchädigten nicht nach Geſetz oder Vertrag auf eine längere Kündigungszeit 
Auſpruch haben, und iſt erſt wirkſam, wenn das Verſorgungs- und Penſionsamt ihr zugeſtimmt hat. 

Abſ. 4 iſt zu ſtreichen. 

In 8 17 Abſ. 1 find an Stelle der Worte „Als unparteiiſcher Vorſitzender iſt der Vorſitzende des 
Schlichtungsausſchuſſes zu beſtellen“ die Worte „Der Vorſitzende wird vom Senat ernannt“ zu 
ſetzen. 

6. In $ 18 iſt das Wort „Arbeitsnachweiſen“ durch das Wort „Landesarbeitsamt“ zu erſetzen. 

/. In den §8 4 Abſ. 2, § 5 Abſ. 1—3, § 6 Abſ. 1—3, 8 7 Abſ. 1 und 2, 8 8, § 9, $ 10 Abſ. 2, 

3 und 6, $ 11 Abſ. 1, § 12, § 13 Abſ. 1 und 2, 8 14, $ 15 Abſ. 1 und 8 16, § 17 Abſ. 1 und 2 
treten an Stelle des Wortes „Hauptfürſorgeſtelle“ die Worte „Staatliches Verſorgungs- und 
Penſionsamt“. f 
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Artikel II 
Der Senat wird ermächtigt, den Text des Sch werbeſchädigtengeſetzes unter Berückſichtigung aller 
erfolgten Abänderungen und Ergänzungen, ſoweit fie auch in anderen Geſetzen enthalten ſind, neu be— 
kannt zu machen. Er kann in der Bekanntmachung ſprachliche Unſtimmigkeiten beſeitigen und die Faſ— 
ſung des Textes dem Sprachgebrauch der neueren Geſetzgebung anpaſſen. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S 1550 Greifer Dr. Großmann 
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44 Berichtigung 
Die Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 1. Februar 1937 (G. Bl. S. 141 ff.) 
wird wie folgt berichtigt: 
1. Im $ 13 Abſ. 4 muß es anſtatt „Wie das Verbot der Abſ. 1-5 durchzuführen“ heißen „Wie 
die Verbote des Abſ. 1 durchzuführen find“. 2. Im § 33 Abi. 1 muß hinter die Worte „den 
Vorſchriften der 88 6, 7“ ein Komma treten. 
3. Im 8 46 Abſ. 1 muß es in der vorletzten Zeile anſtatt „gachdem“ heißen „nachdem“. 
4. Im 8 58 Abſ. 2e muß es anſtatt „Maktbeauftragten“ heißen „Marktbeauftragten“. 


Danzig, den 6. März 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1 1 Greiſer Rettelsty 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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